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Ers te r T e i l 

Vorbemerkungen 

A. Automobilverkehr in der politischen und 
gesellschaftlichen Diskussion 

Konnten Fragen der Verkehrspolitik jahrzehntelang von tagespolitischen Er-
eignissen in den Schatten gestellt werden, so belehren uns die neunziger Jahre 
eines Besseren: Kaum eine Frage ist von der bundesdeutschen Öffentlichkeit  in 
den letzten Jahren so sehr zum Politikum erhoben wie die nach der Zukunft des 
Automobilverkehrs. Schon mehren sich die Stimmen, die einen gänzlichen Ver-
zicht auf das Auto fordern.  Doch gerade Deutschland scheint weit von einem 
Abschied vom Automobil entfernt,  rührte doch eine solche Forderung nicht nur 
an das Selbstverständnis einer hochmobilen Gesellschaft, sondern daneben -
vielleicht folgenschwerer  - an ein Selbstverständnis Deutschlands, das seine 
Wurzeln in der bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte hat. Gerade im Indivi-
dualverkehr spiegelte die deutsche Nachkriegsgesellschaft  ihren Zukunftsent-
wurf  einer mobilen und freiheitlich-individualistischen Gesellschaft wider, in 
der das Automobil als „Symbol des kollektiven Wiederaufstiegs" 1 zum Leitbild 
von Freiheits- und Wohlstandsvisionen wurde. 

Unter diesen Vorzeichen blieb der Verkehrspolitik nur ein geringer Hand-
lungspielraum; ihre vorrangige Aufgabe war die Bereitstellung von öffentli-
chen Straßen2. Eine erste Bewährungsprobe hatte die Verkehrspolitik in den 
fünfziger  Jahren zu bestehen, als Schiene und Straße in zunehmende Konkur-
renz um die Personen- und Güterbeförderung  traten3. Nachdem aus diesem 

1 Klenke,  Die deutsche Katastrophe und das Automobil. Zur,,Heils"geschichte eines 
nationalen Kultobjekts in den Jahren des Wiederaufstiegs, in: Moderne Zeiten. Technik 
und Zeitgeist im 19. und 20. Jahrhundert, 1994, S. 157 (161). Diese Symbolbedeutung 
hat sich natürlich gewandelt, so spricht Virilio , Rasender Stillstand, 1990 (dt. 1992), 
S. 31 vom „symbolischen Niedergang" des Autos. 

2 Für den Straßenbau bedeutete das Straßenbau-Finanzierungsgesetz v. 28. 3. 1960, 
BGBl. I, S. 201 eine folgenreiche Weichenstellung. Hierin wurde eine strikte Zweck-
bindung des Mineralölsteueraufkommens für den Straßenbau verfügt;  zu verkehrs-
politischen Änderungen im Bereich des Steuerrechts Selmer/Brodersen/Nicolay sen, 
Straßenbenutzungsabgaben für den Schwerverkehr, 1989, S. 35 ff. 

3 Vgl. zum „Schiene-Straße-Konflikt"  der fünfziger  Jahre Klenke,  „Freier Stau für 
freie Bürger": die Geschichte der bundesdeutschen Verkehrspolitik 1949-1994, 1995, 
S. 18 ff. 
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Konflikt Ende der fünfziger  Jahre sowohl der Lkw als auch der Pkw siegreich 
hervorgegangen waren, war der Verkehrspolitik eine konfliktfreie,  ruhige Ent-
wicklung beschieden. Ein dementsprechend blasses Erscheinungsbild bot sie 
von Beginn der sechziger Jahre bis in die frühen achtziger Jahre. Allein die 
Frage um Geschwindigkeitsbegrenzungen für Pkws vermochte die Gemüter 
zeitweilig zu erhitzen. Bezeichnenderweise gelang es jedoch nicht einmal, das 
unter dem Eindruck der Ölkrise im Jahr 1973 eingeführte Tempolimit von 
100 km/h auf Autobahnen dauerhaft  beizubeihalten - auch nicht in Gestalt ei-
nes gemäßigten Tempolimits von 130 km/h4. Vor den Augen von Öffentlichkeit 
und Politik, die den Blick selbst vor dem in den siebziger Jahren gewachsenen 
Umweltbewußtsein verschlossen, war Auto-Mobilität unmerklich „in den Rang 
einer tabuisierten Selbstverständlichkeit aufgestiegen"5. 

Eine neue Qualität erhielt die verkehrspolitische Debatte erst wieder Ende 
der achtziger und zu Beginn der neunziger Jahre, als eine zutiefst verunsicherte 
Öffentlichkeit  den Kraftfahrzeugverkehr  als „naheliegenden" Verursacher des 
Waldsterbens anprangerte und so dem Umweltschutzgedanken nachhaltig zum 
Eingang in die Verkehrspolitik verhalf.  Dadurch kam es im Jahr 1985 zu einer 
Spreizung der Mineralölsteuer für bleihaltiges und bleifreies Benzin und zu ei-
ner zeitlich gestaffelten  steuerlichen Begünstigung von Autos mit geregeltem 
Drei-Wege-Katalysator. Auch in Fragen des Lärmschutzes erwiesen sich die 
späten achtziger Jahre als ein Zeitraum der verkehrspolitischen Wende6. Dane-
ben stellten sowohl der europäische Integrationsprozeß als auch die Wieder-
vereinigung die Verkehrspolitik vor neue Herausforderungen.  Nach wie vor 
läßt auch die Öffnung  der osteuropäischen Märkte einen weiteren Anstieg der 
Güterverkehrsströme befürchten; mit dem Transit wächst auch die Angst vor 
vermehrten Umweltbelastungen und einer Überlastung der deutschen Straßen7. 

Seit Beginn der neunziger Jahre erfährt  die Verkehrspolitik daher neben ge-
steigerter gesellschaftlicher auch wachsende politische Aufmerksamkeit.  Ver-
kehrspolitische Fragen sind zu einem zugkräftigen Politikum geworden, das 
sich Parteien jeder Couleur auf ihre Fahnen schreiben8. Nicht nur in Wahljah-

4 Vgl. Piely  „Verlorene Schlacht ums Tempo-Limit", in: DIE ZEIT v. 15. 3. 1974. 
Interessant ist vor allem die Argumentation der unionsregierten Länder, die den Vor-
schlag zu Fall brachten. Sie stützten sich auf das wirtschaftliche Wohlergehen der Auto-
mobilindustrie und auf die Überzeugung, um der Unfallverhütung willen „die Eigenver-
antwortung des mündigen Verkehrsteilnehmers" stärken zu müssen; vgl. BR-Drucks. 
183/3/74 v. 18.3. 1974. 

5 Klenke,  Geschichte der bundesdeutschen Verkehrspolitik, S. 164. 
6 Klenke,  Geschichte der bundesdeutschen Verkehrspolitik, S. 120 ff. 
7 Vgl. Schröder,  Int Verkehrswesen 1994, 181 (182). Die Europäische Kommission 

prognostizierte in ihrem Grünbuch „Verkehr" eine Zunahme des Lkw-Verkehrs bis zum 
Jahr 2010 um 42 %; vgl. dazu auch „Mit dem Wachstum werden auch die Staus wachsen", 
SZv. 2. 9. 1992. 

8 Siehe nur aus den Wahlprogrammen der Parteien zur Bundestagswahl vom 
16.10.1994: CDU/CSU:  „Wir wollen die Kraftfahrzeugsteuer  auf eine emissionsorientierte 
Bemessungsgrundlage umstellen. [...] - wir werden die freie und möglichst unregle-
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ren wird die Diskussion um die Zukunft des Straßenverkehrs mit bislang unge-
kannter Vehemenz und Polemik geführt.  Schon erscheint die Frage nach dem 
Automobilverkehr als „moralisches Problem"9 in einer mit ideologischer Härte 
geführten Kontroverse10. 

Um den noch immer ungebremsten Verkehrszuwachsraten entgegenzutre-
ten11, werden in stets kürzeren Intervallen neue Konzepte für den Straßenver-
kehr gefordert 12. Konsensfähig scheint jedoch allein die Einsicht zu sein, daß 
etwas geschehen muß. Noch ist ein Ende der Entwicklung bundesdeutscher 
Motorisierung nicht abzusehen: Für den Pkw-Verkehr prognostiziert das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung  bis zum Jahr 2010 einen Bestandszu-

mentierte Mobilität unserer Bürger sichern [...], ein generelles Tempolimit auf Auto-
bahnen lehnen wir ab. [...] und wir wollen, daß Autofahren auch in Zukunft bezahlbar 
bleibt."; SPD: „Wir werden uns für eine europaweite Regelung zur Senkung der Emis-
sionen und des Energieverbrauchs des Autos einsetzen. [...] Auf Bundesautobahnen 
brauchen wir eine Begrenzung der Geschwindigkeiten. Zur Finanzierung des öffentli-
chen Personennahverkehrs werden wir Umschichtungen innerhalb des Verkehrshaus-
halts vornehmen."; FDP:  „Die Kfz-Steuer wird abgeschafft  und aufkommensneutral  auf 
die Mineralölsteuer umgelegt. [...] Generelle Geschwindigkeitsbegrenzungen sind kein 
Instrument einer zukunftsträchtigen Verkehrspolitik. [...] Auch die Verkehrspolitik muß 
marktwirtschaftlichen  Prinzipien folgen."; Bündnis  90/Die  Grünen:  „Wir wollen eine 
ökologische Gesellschaft: [...] Eine Wende in der Energie- und Verkehrspolitik [...]. Aus 
Umweltgründen muß ein Tempolimit eingeführt  werden. Wir schlagen, eine einmalige 
Erhöhung der Bezinpreise [vor]." 

9 So Drieschner,  „Wie bei jedem Rauschmittel kommt es auf die Dosis an", Das 
Parlament v. 7. 8. 1992. 

1 0 So Romahn, Politik gegen Autofahrer,  1994, der von einem „dreißigjährigen 
ideologischen Kampf gegen die Autofahrer"  spricht; dazu F.A.Z. v. 29.3.1994; vgl. auch 
LingnaUy  „Die Austreibung des Teufels Auto", Kommentar, F.A.Z. v. 5.9.1994, der den 
„Kreuzzügen" gegen das Auto „Züge eines Exorzismus" attestiert. Siehe auch den Slogan 
der APD, Autofahrer-  und Bürgerinteressen Partei Deutschlands, die zur Bundestags-
wahl am 16. 10. 1994 mit dem Slogan „Autofahrer  sind Menschen. Menschen haben 
Rechte!" antrat. 

1 1 Vgl. nur die Angaben zum Bestand an Kraftfahrzeugen  in Statistisches  Bundes-
amt  (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 1993 für die Bundesrepublik Deutschland, S. 341 
sowie Bundesminister  für  Verkehr  (Hrsg.), Verkehr in Zahlen 1992, S. 192 ff.  Danach ist 
die Zahl der zugelassenen Personenfahrzeuge im alten Bundesgebiet von 29 Millionen 
im Jahr 1988 auf 32 Millionen für 1992 angestiegen. Dabei ist schon jetzt absehbar, daß 
frühere  Prognosen die Entwicklung des Straßenverkehrs unterschätzten - so prophezeite 
die Deutsche Shell AG 1989 für das Jahr 2000 einen Pkw-Bestand von nur 34 Millionen 
Fahrzeugen, eine Zahl, die wir schon Mitte der 90er Jahre erreichen werden; vgl. 
Grevsmähl,  Entwicklungsperspektiven des Pkw-Verkehrs, Int Verkehrswesen 1990, 197 
(197). Zur unverhersehbaren Dynamik der Verkehrsentwicklung auch Brilon/Schnick, 
Int Verkehrswesen 1990, 69 (69) sowie Geiling,  Mobilitätsbilanz '89, Verkehr und 
Technik 1989, Heft 6, 209 (209). 

1 2 Zu neuen Verkehrskonzepten im Überblick vgl. Diekmann,  Verkehrspolitik Eu-
ropas nach dem Jahr 2000, ZfVerkWiss 1992, 231 ff.;  Jeschke/Kunert,  Die Zukunft des 
Automobils, Int Verkehrswesen 1985, 11 ff.;  Kentner,  Zur Zukunft des Automobils -
Verkehrspolitische Strategien zur Bewältigung des Kraftverkehrs  in hochmotorisierten 
Ländern, ZfVerkWiss 1984, 80 ff.  und umfassend die Systemuntersuchung von Vester, 
Ausfahrt  Zukunft, Strategien für den Verkehr von morgen, 5. Aufl. 1990. 


